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Mittwoch, 6. Marz. 1850 . .M IN.

Eine oldenburgische Eisenbahn.
(Beschluß.)

Was das Verhältniß der Längen der verschiede¬
nen Bahnen zu einander hetrifft, so beträgt die
Länge

s) der Westbahn von Emden nach Minden 32z
M., nach Münster 23 Meilen,

d) der Bahn von Emden über Oldenburg, Qua¬
kenbrück und Osnabrück nach Minden 33z,
nach Münster 29z- M-,

e) der Bahn von Emden über Oldenburg und
Lemförde nach Minden 27z, nach Münster 3iz
Meilen,

so daß in Bezug auf die Richtung nach Minden,
welche, weil sie ins eigentliche Herz von Deutschland
führt, unstreitig die wesentlichere ist, die Oldenbur¬
gische Bahn als die kürzere im Interesse des allge¬
meinen Verkehrs der Westbahn als der längeren bei
weitem vorzuziehen ist, und von den beiden Olden-
burgischen Projekten wieder das östliche den Vorzug
zu verdienen scheint.

Bei dem Vorhandensein der Köln-Mindener Bahn
würde die Länge der noch zu bauenden Strecken
betragen:

a) für die Westbahn zusammen 37 Meilen,
b) für die westliche Oldenburg-Ostfriesische Bahn

35 M.
e) für die östliche Oldenburg- Ostfrisische Bahn

37z M.

Bon dieser Meilenzahl kämen auf
Hannover, Oldenburg, Preußen,

-.) bei der Westbahn 30 M. Nichts. 7 Meil.
>,) bei der westlichen

oldenburg. Bahn 17z M. 11ZM. 5z Meil.
e) bei der östlichen

oldenburg. Bahn 15zM. Iiz M. 9z Meil.
Die Baukosten incl. Bctriebsmittclkosten ünd

von Sachverständigenauf etwa 220,000 Rthlr . für
die Meile angeschlagen, welche Summe, als der
mittlere Durchschnitt für die Meile der deutschen
Eisenbahnen, hier bei uns , wo wenig Terrainschwie-
rigkeiten sich der Ausführung cntgegenstellen, wohl
als genügend erscheinen möchte. — Mithin würde,
da die Strecke von Emden nach Leer, — 3Meilen,—
wegen lokaler Hindernisse auf etwa 1 Million an¬
geschlagen ist, das Kostenverhältniß sich etwa folgen¬
dermaßen nach dem generellen Anschläge stellen:

Hannover/Oldenburg, Preußen,
Rthlr. Rthlr . Rthlr.

1) für die Westbahn 7,700,000. Nichts. 1,540,000.
2) die westliche Old.

Bahn über Qua¬
kenbrück. . . 4,245,000. 2,585,000. 1,210,000.

3) dieöstl.old.Bahn
über Lemförde 3,805,000. 2,585,000.2,145,000.
Für die von Oldenburg nach Varel und dem

Kriegshafen, so wie nach Brake zu bauenden Aus¬
läufer von 7 und 4 Meilen, von denen die erste
Meile gemeinschaftlich sein kann, werden außerdem
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noch 10 Meilen zu berechnen sein. Die Kosten
möchten hier aber leicht etwas höher steigen, da
nicht überall ein fester Grund und Boden schon
vorhanden ist, der das darauf zu legende Gewicht
sofort zu tragen im Stande wäre. Für diese Bah¬
nen sind die Kosten daher auf 250,000 Rthlr . fi Meile
berechnet, was eine Summe von 2,500,000 Rthlr.
ergibt.

Diesemnach würde Oldenburg im Ganzen etwa
5 Mill. Thaler auf den Bau seiner Eisenbahnen zu
verwenden haben, wenn nicht, was doch wohl zu
hoffen wäre, für die nach Brake und der Jade zu
führenden Bahnen, wegen der dort von Reichswegen
anzulegenden Kriegshafen, auch ein Tbeil her Ersen¬
bahnbaukostenaus der Reichskasse sollte vergütet
werden. — Sollte letztere Hoffnung aber auch nicht
realisirt werden, so glauben wir immer noch, daß
die fünf Millionen sehr gut angelegt sein werden,
und wäre cs dcßhalb sehr zu wünschen, wenn unsere
Regierung sich die Sache allen Ernstes anzunehmen
geneigt wäre, und bald mit Hannover und Preußen
ein Uebereinkoinmcn schlösse, welches die Ausfüh¬
rung des Baus dieser uns mit dem Herzen von
Deutschland so eng verbindenden Bahn in nächster
Zeit sicherte. Daß die OldenburgischeStrecke auf
Staatskosten werde gebaut werden, darauf dürfen
wir wohl nicht sehr rechnen; wir sind aber der
Ueberzcugung, daß sich bei einigermaßengünstigen
Bedingungen, wozu wir schon die Garantie eines
Zins - Minimums von 3 Procent durch den Staat
rechnen würden, Privatleute genug bei dem Werke
betheiligen werden, auch solche, denen die allgemei¬
nen und in Speziellen die Oldcnburgischen In¬
teressen eben nicht so sehr am Herzen liegen, wie die
Wohlfahrt des eignen Geldbeutels.*)

Aus dem Lande.

Das Branntweintrinken kommt leider! wieder
so in die Mode, daß es hohe Zeit wird dagegen
aufzutreten. Freilich sagen viele der früher» Ver-

' ) Der Gewerbe- und Handel-Verein hat auf heute, Mitt¬
woch den 6., eine Besprechung des obigen Gegenstandes ange¬
kündigt, auf die wir aufmerksam machen. D. Zt.

fechter der Vereine gegen dies Nebel, „wer nicht
hören will muß fühlen, mögen sie zutrinken, die
Menschen wollen das Verderblichenicht einsehen" ;
aber dennoch kann nicht dazu geschwiegen werden.
Die Unglücksfälle, durch den Soff herbeigeführt,
mehren sich zusehens, die Verwaltungsbehörden,
Aemter und Specialdirectionen, müssen das Zeugniß
ablegen, daß die Thatsachen aus welchen das Un¬
glück klar hervorgeht, in bedeutender Zunahme her¬
vortreten, und unsere Steuerlisten müssen ergeben,
daß die Taschen der Staatsbürger (vorzugsweise
der arbeitenden Elaste) dadurch immer größere Lasten
übernehmen. Traurig ist es anzusehen, wie so man¬
cher junge Mann jetzt als Trunkenbold einhergeht,
der vor drei Jahren der ordentlichste Mensch war.
Mögen die Männer, denen das Volkswohl am Her¬
zen liegt, sich unbekümmert um ihre politische Farbe,
in dieser Sache abermals zusammenthun und g«?gen
die unglückliche Sitte des Schnapstrinkens zu Felde
ziehn, denn ich bin und bleibe dabei, wer nicht gegen
dieses Vvlksunglück ist, der kennt die Zustände des
Volks wenig oder — doch ich will nicht erbittern,
sondern schließe mit der Bitte : helft alle, Vornehme
und Geringe, wes Standes und Glaubens ihr auch
seid, daß wir von diesem schmählichen Drucke los¬
kommen. 8.

Der Landtag über die Stellvertretung.
Bekanntlich hat die Staatsregierung einen Entwurf eines

Gesetzes betreffend Zusätze und Aenderungen des Rccrutirungs-
Gesctzes an den allgemeinen Landtag gebracht. Dieser hat ihn
einem Abtheilungen-Ausschuß zugcwiescn.

In einem vorläufigen Bericht dieses Ausschusses ist die An¬
sicht durchgcführt, daß nach Art. öä des Staatsgrundgesetzes
die sofortige  Aufhebung der Stellvertretungnicht erforder¬
lich sei. Durch die bloße Aufhebung der Stellvertretung—
sagt der Bericht— wird Die grundgesetzlich geforderte Gleich¬
heit der Wehrpflicht nicht hergestellt, das St . -Grundgesetzsagt
vielmehr: bei eingetrctener Gleichheit der Wehrpflicht soll
Stellvertretung nicht stattfinden, mithin kann der vorliegende
Gesetzentwurf, welcher neben der Aufhebung der Stellvertretung
nicht« enthält, was die Gleichheit der Wehrpflicht herbciführte,
als eine Erfüllung der Wehrpflicht des Art. 38 des Staats-
grundgcsctzcs wicht angesehen rverdcn. — Dafür spricht ferner,
daß an dem.zweiten Satze de« Art. 38 mit Der „vorstehenden
Bestimmung" nicht die Aufhebung der Stellvertretung, .sondern
nur die Gleichheit der Wehrpflicht gemeint sein kann. Denn
die Aufhebung der Stellvertretungkann nicht eine gesetzliche



Regelung der Wehrpflicht genannt werden, vielmehr
erfolgt diese erst mit und durch gesetzliche Einführung der
Gleichheit  der Wehrpflicht; ungeachtet der etwaigen soforti¬
gen Aufhebung der Stellvertretung würde die Wehrpflichtden¬
noch eine gesetzlich ungleiche bleiben. Es sollen hiernach bis
zu gesetzlicher Einführung der Gleichheit der Wehrpflicht die
bisherigen Gesetze, wie der Art. 38 vorschreibt, in Kraft, mit¬
hin bis dahin auch die gesetzlich bestehende Stellvertretung nach
Vorschrift des Staatsgrundgesetzcs bcibehaltenbleiben." —
Gutachtliche Aeußcrung über die Frage, ob denn, abgesehen
von dem Gebote des Staatsgrundgesetzcs, die jetzige Aufhebung
der Stellvertretungsich empfehle, hat der Ausschuß geglaubt
bis dahin aussetzen zu müssen, daß er sich im Stande befinden
werde, zugleich wegen etwaiger Abkürzung der Dienstzeit(Prä-
scnzzeit) einen Beschluß zu fassen. In dieser Beziehung schlägt
der Ausschuß vor, vor anderweitiger Beschlußfassung erst das
Ersuchen an die Staatsregierung zu stellen: „Dem Landtage
ihre Ansicht darüber mitzutheilen, ob Bedenken und welche,
einer in finanzieller und in national-ökonomischer Hinsicht in
hohem Grade wünschenswerthen Abkürzung der activen Dienst¬
zeit auf 12 oder 9 Monate entgegen stehen."

Ueber Liesen, vom Abgeordneten Zedelius erstatteten Be¬
richt erhob sich in der Sitzung vom 2. d. M. eine interessante
Debatte. Der Präsident stellte zuerst lediglich die Rechts¬
frage,  ob das Staatsgrundgcsctz die baldigste Aufhebung der
Stellvertretung gebiete,  zur Verhandlung aus. Minister
v. Buttel:  die Staatsrcgicrunghabe das Gebot  der Auf¬
hebung im Staatsgrundgesetz finden müssen, um so mehr, als
die zur Zeit des Abschlusses der Verfassung bereits geltende»
deutschen  Grundrechte die Aufhebung der Stellvertretung in
dem von Aufhebung der Standesvorrechte und Privilegien han¬
delnden Artikel geboten hatten. Das Privilegium der Wohlha¬
benden solle cessiren, die beabsichtigte Gleichheit  trete auch
bei Beibehaltungdes Looses ein, der Art. 26 des Entwurfs
regele ihre Bedingungen,.— Abg. M v ll ing trat dieser Aus¬
führung ganz bei; der Bericht deutele am Staatsgrundgeseß,
die Staatsregierung Hab« vorgcschlagen, zunächst eine» Theil
jener Gleichheit, die der Art. 33 des Staatsgrundgesetzcs wolle,
auszuführen, und das müsse geschehe». (Dem Redner ist es
so ungewohnt, für die Ansicht der Regierung zu sprechen, daß
er hier, wo er gegen den Bericht spricht, immer von dem
„Schreiben" redet, als ob cs einRegicrungsschreiben wäre, das
er bekämpft.) — Bargmann  unterscheidet Militär-Pflicht
und Militär-Dienst ; erste« müsse sofort gleichgestellt werden,
sollte auch letzterer nicht sofort von allen gefordert werden. —

Abg. Wibel  verzichtet aufs Wort über die zur Berathung ge»
stelltêSache, hält aber, ohne vom Präsidium auf die Sache
zurückgeführtzu werden, eine lange vom Gegenstand der Ver¬
handlung abirrendc Rede, „Die Herrschaft des Gelder über
die Freiheit der Menschen ist stark" — sagt er — und konnte
nur gebrochen werden durch einen hochherzigen Ent¬
schluß. Er citirt schließlich mit tiefem Tone der Stimme
Len Geist des seligen Vvlckcrs,  der mit Ja für Frei¬
heit und Artikel 38 gestimmt habe, und beschwört den
Landtag, dem Entschlafenen„nicht Unruhe zu geben in
seinem Grabe". (Die Abgeordneten blieben ganz ruhig — sie
mögen diese Dinge schon gewohnt sein—, aber die Zuhörer
durchrieseltees schaurig. „Da capo" wurde nicht gerufen.) —
Barnstedt  deducirt, im Sinne des Ministers, die Nvthwen-
digkcit der Aufhebung aus Art. II . der Grundrechte und dem
Einführungsgesetze. (AnS dem Publikum ruft ihm jemand ein
gebieterisches„Laut!" zu, waS vom Präsidenten ungcrügt bleibt!)
— Tappenbeck  bemerkt sehr richtig', daß die Rechtsfrage mit
der der Zweckmäßigkeit nichts zu thun habe. — Zedelius:
Die Absicht zu „drehen und zu deuteln" sei ihm von Wibel
mit Unrecht beigcmcssen. Das Herausreiffcn der Aufhebung
der Stellvertretungstelle noch nicht die Gleichheit her, die
Art. 38. wolle; sollen doch gesetzliche Eremtioncn bestehen blei¬
ben, auch neue Ungleichheiten in der Dienstpflicht nach dem
Entwürfe zum Vorschlag kommen. Der Ursprung, aus den
Frankfurter Grundrechten, habe auf die Auslegung keinen ent¬
scheidenden Einfluß. — Wibel : Die Absicht  zu deuteln
habe er dem Berichterstatter nicht vorwcrfen wollen — Zc-
delius: „Unabsichtlich dreht und deutelt  man nicht!"

In Abwesenheitvon Finckh und Schmedes wird mit 26
gegen 17 ausgesprochen, daß die Aufhebung der Stellvertretung
auch vor Einführung der allgemeinen Wehrpflicht Gebot des
Staatsgrunkgesctzes sei.

Der zweite. Ausschußantrag, die Regierungum Mitthei¬
lung darüber zu ersuchen, welche politische oder staatsrechtliche
Gründe etwa der ökonomisch wünschenswerthen Abkürzung der
Präscnzzcit entgegenstehen? gab dem Reg.- Commissair Plate
Veranlassung zu Mittheilungen aus der Bundes-Kriegsverfas¬
sung, wodurch er nur den Angriffen von Mölling und Wibel
auf den tobten Bundestag die Breitseite bot, und,  nach der
Bemerkung von Zedelius, die rechtliche  Zulässigkeit der Ab¬
kürzung nicht verneinte, um so weniger als auch der Entwurf
Abweichungen von derBundeskriegSverfassung enthält.— Dieser
Ausschußantrag wurde einstimmig angenommen.

Kleine Chronik.
Volkszählung. — Nach dem Ergebnisseder am2. Ja¬

nuar d. I . im hiesigen Herzogthum vorgenommcncn Volkszäh¬
lung hat sich die Bevölkerung nach der Zählung von 1816 um
2466 Köpfe vermindert. Sic beträgt gxgcnwärtig mit Ein¬
schluß der Militärpcrsonen 221,812. Dies ungünstige Resultat

rührt ohne Zweifel her von der zunehmenden Auswanderung
auf der Geest und der größeren Sterblichkeit in den Marschen.
Die Zahl der Ausgewanderte» ließe sich leicht ermitteln, tven»
man nämlich zuvor aus den Kirchenbüchernden Ucberschuß der
Geburten über die Todesfälle für den Zeitraum vom 1. Mai



82

1846 bis 1 . Januar 1880 berechnete . Dieser Ueberschuß und

obige Verminderung um 2406 ergiebt zusammen die Zahl der
Ausgewanderten , wenn man die wenigen Fälle außer Acht läßt,
wo Landesangehörige , ohne ausgewandert zu sein , auswärts
ums Leben gekommen find.

Oldenburg , 3. März . — Ich zweifle, ob die Abg . Kai¬
ser, Struthof , Meyer u . a . begriffen haben , warum es sich han¬
delte ; aber die Verhandlung der gestrigen Landtagssitzung über
die Bestätigung des Zollvertrags mit Holstein war sehr interes¬
sant . Die Staatsregierung hatte einen desfälligen Vertrag
mit der Statthalterschaft von Holstein abgeschlossen und zwei
Verordnungen , geringfügigen Gegenstandes , in Gemäßheit die¬
ser Vertrags - Erneuerung am 7 . Jan . erlassen . Sic meinte,
die Bestätigung beim Provinziallandtage des Fürstenthums
Lübeck suchen zu müssen , und hatte hier die Angelegenheit nur
vorgelegt , um (nach Art . 136 .) den allgemeinen Landtag zu
überzeugen , daß die Rechte des gesammten Großhcrzogthums
nicht davon berührt würden . Der Ausschuß (Berichterstatter
Amann ) hatte die Ansicht , daß Art . 27 den Vertrag der
Bestätigung des allgemeinen Landtags unterwerfe , und schlug
den Antrag an die Regierung vor , den Vertrag zur Bestäti¬
gung vorzulegcn , zuvor aber ein Gutachten des Provinzial¬
landtags einzuzichen , da die Bestätigung nicht dringlich sei. —
Lindemann wollte die Bestätigung zum Vertrage dem eiligem.
Landtag mit dem Ausschuß vindiciren , sic aber sogleich erthei-
len . Wibel desgleichen , indem er, mit Recht , darauf hinwies,
daß die Verfassung dem Provinziallandtage die Pflicht , dem
allgem . Landtage Gutachten zu geben , nicht auflege . Diesem
stimmte in letzterem Punkte Minister v . Buttel bei , indem er
im übrige » dem Provinziallandtage aus der gesammten Stel¬
lung dieser Institution »m so mehr das Bestätigungsrecht zu-
sprcchen zu müssen glaubte , als die Fürstcnthümer durch ihre
Provinzial - Dcputirtcn hier nicht einmal vertreten seien.
ES könnten solche Kleinigkeiten Vorkommen , daß , wenn man
den vom Ausschuß vorgcschlagene » Weg gehe , der Werth des

ganzen Gegenstandes „verrcdet " werde . Zedelius brachte zur
Sprache , daß Verordnungen der fragliche » Art , die mit Ver¬
trägen Zusammenhängen , eine ganz andere Auffassung erheischen.
Für die Auffassung der Staats - Regierung sprach am Besten
der Commiffair Bucholtz . Es ist bezeichnend für die Verkehrt¬
heit derjenigen politischen Bcrcdtsamkeit , an die man uns ge¬
wöhnt hat , daß wir für solche , weder im Kanzclton »och mit
Theatercffcctcn gehaltene Vorträge weniger Aufmerksamkeit fin¬
den . Seine Deduktion war etwa folgende . Nach Art . 182
beschließt der allgemeine Landtag nur über die alle drei
Provinzen gemeinsam betreffenden Angelegenheiten . Diese wer¬
ken in Art . 183 erschöpfend  ausgezählt , da Art . 134 zeigt
daß , wenn mehrere unter die Kategorie der gemeinsame » gebracht
werden sollen , des Großherzogs Zustimmung nöthig ist. Die hier
fragliche Zoll -Angelegenheit läßt sich unter Art . 183 nicht bringen,
folglich fällt sie unter die Regel . Die Eompetenzbestimmung
muß sich aus den Gegenständen ergeben , nicht aus der bloßen

Form ; es ist aber blos Formen -Sache , ob etwas im Wege des
Vertrages , oder durch gewöhnliches Zusammenwirken der Or¬
gane der legislativen Gewalt , in Wirksamkeit trete » soll . —
Indessen stehen die Worte im Artikel 27 . : Verträge mit an¬
dern Staaten bedürfen der Zustimmung des allgemeinen
Landtags ; und so hätte man sich nicht wundern können , wenn
der Ausschußantrag angenommen wäre . Allein dieser fiel und
es wnrdc merkwürdiger Weise der Antrag von Lindemann an¬
genommen , wonach die Bestätigung für Verträge erthcilt wurde,
die dem Landtage gar nicht bekannt geworden Ware» . In der
That ein Vertrauensvotum seltener Art für die Regierung,
die den Vertrag abgeschlossen hatte!

Diplomatie der Demokraten. — Nachdem die De¬
mokraten , die durch die bekannte Aendcrung des Wahlgesetzes
aus ihren bisherigen Lägern sich vertrieben sahen , darob ein so
gewaltiges Geschrei erhoben und das ganze Land mit Tausenden
von gedruckten Protesten überschwemmt hatten , konnte man
dem Ministerium einen harten Stand prophezeien . Ein gewal¬
tiger Sturm wird hereinbrcchen , hieß es, und jene Proteste
werden dessen Herannahen verkünden . Aber wo sind sie geblie¬
ben , diese protestirendcn Sturmvögel ? Sie haben sich ver¬
krümelt . Kaum einige wenige von den Lausenden haben de»
Ort ihrer Bestimmung erreicht . Ganz natürlich . Nachdem die
Demokraten ihren Zweck, dadurch auf die Wahlen zu wirken,
erreicht und sich so hübsch znsammengcfunden haben , gaben sie
schneli die Ordre , daß die Proteste nur ruhig daheim bleiben
sollten . Wer hat wohl je gegen sein eignes Fleisch gewüthct!
Armes , sügiames , gefopptes Volk ! Auch die Demokraten sind
gute Diplomaten.

Oldenburg,  3 . März . — Heute war im Landtage eine
vierstündige Verhandlung über das Wahlgesetz . Die AuSschuß-
mehrheit hatte den Antrag gestellt , das Ministerium um wei¬
tere Mittheilungcn über seine Motive zur Erlassung des Wahl¬
gesetzes zu ersuchen, und dieser Antrag ist mit 30 gegen 13
Stimmen angenommen . Der Tag ist also umsonst verrcdet . -

Die andern zur Abstimmung gekommenen Anträge einer
Ausschuß -Minderheit , auf Ccnstituirung des Staatsgcrichtshofs
und Anklage des Ministeriums , und des Abg . Klävemann auf
eine, durch den allgemeinen Wunsch ohne neue Conflicte an
die Gesetzbcrathung zu gelangen , motivirte Tagesordnung ka¬
men demnach nicht zur Abstimmung.

Aug . Boden  in Frankfurt hat die Literatur des Bcn-
tinck'schcn Rechtstrcits um eine neue Schrift vermehrt , welche
den Titel führt : „Die von der ehemaligen Deutschen Bundes¬
versammlung und der ehemaligen provisorischen Centralgcwalt
für Deutschland in dem Gräflich Bentinckschen Erbfolgestreite
beschlossene und auszuführen versuchte Cab in ctsjustiz,  aus
den BundcStagsprotvcollen , e. dargclegt ."

Der Wiederausbruch des Kriegs mit Däne¬
mark  steht vielleicht bald bevor . Neben manchen Befürchtun¬
gen knüpfen sich daran große Hoffnungen für die Entwicke¬
lung unserer jungen Marine . Doch hall ! Ist die deutsche Ma¬
rine gegenwärtig nicht in den Händen von Preußen und
Oesterreich , und wie soll es mit - ihr werden , wenn Preußen den
Krieg wieder ausnimmt und Oesterreich wieder neutral bleibt?

Redakteur : H . Rüder. Verlag und Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Die Wahl des Landtags zum deutschen
Staatenhause.

Schreiben des Staatsministeriums an den allgemeinen Land¬

tag des Großhcrzogthums.

Indem die Staatsregierung die Angelegenheit

des durch das Berliner Bündniß angestrebten deut¬
schen Bundesstaates bei dem jetzigen allgemeinen

Landtage zur Sprache bringt , geht sie von der An¬
sicht aus , nicht nur , daß dieses Bündniß , gehörig

gestützt , der politischen Verfassungs - Entwickelung
Deutschlands einen heilsamen unberechenbaren Vor¬

schub gewähre , sondern auch , daß Oldenburgs Bei¬

tritt zu demselben eine rechtsvollendete Thatsache sei.

In ersterer Beziehung hat das frühere Staats-
Ministerium schon den beiden ersten allgemeinen

Landtagen gegenüber seine Ueberzeugung ausgespro¬

chen und begründet , worauf auch das jetzige Staats¬

ministerium Bezug nehmen kann . Wie sämmtliche
nord - und mitteldeutsche  Staaten (Holstein

und Laucnburg abgerechnet ) dem Bündnisse zutraten,

lag auch für Oldenburg dazu eine politisch zwin¬

gende Nöthigung vor , außerdem gebot es aber auch

das eigene Interesse , denn Oldenburg wird sich we¬
der jemals staatlich isoliren , noch die Vortheile sei¬

ner Lage allein ausbeuten können , in verfassungs¬
mäßigem Zusammenhänge mit einem deutschen Bun¬

desstaate aber eine nicht unwichtige Stelle einnehmen,

und alsbald die Bedeutung seiner Lage in günstiger

Weise empfinden.
Dem Bündnisse sind zwar viele und mancherlei

M SO.

Schwierigkeiten und Hindernisse bereitet worden,

aber trotz derselben drängt die durch dasselbe ver¬

tretene Sache einer kräftigen Einheit vorwärts , und

sie muß es um so beharrlicher , als sich immer deut¬

licher zeigt , daß nur noch auf diesem Wege ein hoff¬
nungsvolles Ziel erreicht werden kann . Dazu ist

jetzt der Reichstag in Erfurt wirklich ausgeschrieben
und es darf erwartet werden , daß in nicht zu wei¬

ter Ferne nach und nach dennoch ganz Deutschland
mit Ausnahme von Oesterreich , das sich durch seine

Gesammtverfassung selbst und mit Nothwendigkeit
vom deutschen Einigungswerkc ausschließt , um den

dargebotenen Mittelpunkt zusammen sich verbinden

werde . Wie indeß aber auch der Erfolg sein möge,

jedenfalls gebot und gebietet es Patriotismus , überall

da nicht zu fehlen , wo einer bloßen Verneinung

entgegcngetreten wird und wo gleichzeitig eigensüch¬
tige Sonderintercssen zum Wohle des Ganzen wil¬

lig geopfert werden , damit das Streben der deut¬

schen Nazion nach Einheit , Macht und Größe nicht

ganz und gar in sich selbst zerfalle.
Was den zweiten Punkt betrifft , daß Oldenburg

bereits in rechtsgültiger Weise dem Bündnisse bei¬

getreten sei , so sicht sich die Staatsregierung , mit

Bezug auf die desfallsigen Verhandlungen beim letz¬
ten aufgelösten allgemeinen Landtage , darüber zu

folgenden Bemerkungen veranlaßt.
Im Allgemeinen unterliegt es , nach den Grund¬

sätzen des konstituzionell -mvnarchischen Staatsrcchtö,
keinem Zweifel , daß es dem Staatsoberhaupte allein
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